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Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündlic■zVerhandlung vom 25„ Juni 1960‚ an

der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a
n

e i s e n

als Vorsitzender7

Bundesrichterin Dr„ s o h w a r z
Bundesrichter S o n n e n b e r g

als weitere Berufsrichter,

und

Bundessozialrichter G ö t s c h

Bundessozialrichter B 0 u r b e c k

als ehrenamtliche Beisitzer‚

für Recht erkannt:

Die
Revieion des Beklagten gegen das Urteil des

Hessischen Landessozialgeriohts vom 60 Oktober 195?

wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat den Klägern die außergericht—

lichen Kosten zu erstatten„
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G r ü n d e :
—___.__—. ___—___...

I

Die Klager sind die Witwe und die Kinder des Raimund Gtt?ltltt
(Gil; sie begehren Hinterbliebenenrente nach dem Bundesversor—

gungsgesetz (BVG)„

Das Versorgungsamt Augsburg erkannte mit Bescheid vom 140

August 1951 bei G° "Herzklappenfehler mit Herzinsuffizienz

im Sinne einer einmaligen Verschlimmerung" als Seh5digungs—

folge nach dem BVG an; es gewährte G° eine Versorgungsrente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE„) um 30 V„Ho
Einen Antrag des G° auf höhere Rente wegen Verschlimmerung

seines Leidens lehnte das Versorgungsamt mit Bescheid vom

8° November 1952 ab, da die MdE„, soweit sie über 30 VOH°

hinausgehe, als schicksalsmäßige Weiterentwicklung des vor—
dienstlichen Leidens anzusehen sei° Am 23° Dezember 1952

starb Ge an seinem Herzleiden° Die Versorgungsbehörden lehnten

den Antrag der Kläger? ihnen Hinterbliebenenversorgung zu ge—

währen9 mit den Bescheiden vom 21„ Januar 1954 und vom 80 Juni
"1954 ab? da das Herzleiden nur im Sinne einer einmaligen Ver—

schlimmerung als bchädigungsfolge anerkannt worden sein Das

Sozialgericht (SG„) Gießen holte ein Gutachten des Profc Dr°

Ffit?:tlvom Institut für gerichtliche und soziale hedizin

der Universität Marburg eine Prof„ Dro IIS$IEZLVertrat die-Auf;

fasaung‚ die Prognose des Herzleidens des G° sei auch ohne

die Schädigung durch del“ehrdienst ungünstig gewesen? eine

Lebensverkürzung durch die wehrdienstbedingte Verschlimmerung

>}des Leidens sei jedoch wahrscheinlich; ergänzend führte Prof„

_Dr„ vll?;i;;aus‚ “unter der mit Wahrscheinliehkeit zu bejahen«
.'den bebensverkürzung" sei "eine wesentliche Lebensverkürzung

.emäß höchstrichterlicher Entscheidung des Heichsversorgungs—3
gerichts um mindestens ein Jahr zu verstehen„"

hit Urteil vom 16„ Mai 1956 entschied das SGD: Der Beklagte

wird verurteilt, den Tod des Ehemannes der Klägerin als

Schädigungsfolge im Sinne des 5 1 BVG anzuerkennen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}...

Der Beklagte legte Berufung ein° Er machte geltend9 es sei

nicht wahrscheinlich, daß das anerkannte Versorgungsleiden

des G° eine wesentliche Lebensverkürzung bedingt habe; das

SG„ habe im übrigen nicht nur eine Feststellung treffen dür—

fen, es habe vielmehr über den Anspruch auf Hinterbliebenen—

rente entscheiden müsseno Die Kläger legten Anschlußberufung

ein; sie beantragten, den Beklagten zu verurteilen9 ihnen

Hinterbliebenenrente zu gewähren° Das Landessozialgericht

(LSG?) holte auf Antrag der Kläger nach 5 109 des Sozialgerichts—

gesetzes (5GG) ein Gutachten des Prof° Dr° Sch:iliivon der

ledizinischen und Nervenklinik der Universität Gießen ein°

Prof„ Dr° Schtnit führte aus, durch die wehrdienstbedingte
Verschlimmerung des Herzleidens sei der Tod des G° vorzeitig

eingetreten; die Lebenserwartung sei mit überwiegender Wahr—

scheinliehkeit durch die anerkannte Schädigungsfolge um min—

destens ein Jahr verkürzt worden°

Das LSG„ entschied mit Urteil vom 6° Oktober 1959: "Auf die

Anschlußberufung der Kläger wird das Urteil des SG° Gießen

vom 16° Mai 1956 aufgehoben und der Beklagte verurteilt, ab

1„ August 1955 Hinterbliebenenrente zu gewähren° Die Beru—

fung des Beklagten wird zurückgewiesen„" Es führte aus, die

anerkannte Schädigungsfolge des Ge, nämlich die durch den

Kriegsdienst verursachte Versehlimmerung seines Herzklappen—

fehlers mit Herzinsuffizienz habe seinen Tod um wenigstens

ein Jahr früher herbeigeführt, als es ohne.die Schädigungs«

folge der Fall gewesen wäre° Der Versorgungsanspruch der

Hinterbliebenen sei daher nah @ 58 BVG begründet° Das LSG°

ließ die Revision zug

Das Urteil des LSG„ wurde dem Beklagten am 260 Oktober 1959

zugestellt° Der Beklagte legte am 24° November 1959 Revision

ein° Er beantragta

das Urteil des Hessischen LSG° vom 60 Oktober 1959
und das Urteil des SG° Gießen vom 16° Mai 1956 auf—
zuheben und die Klage abzuweisen9
hilfsweise9
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
an das lSG° zurückzuverweisen°

»

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Beklagte begründete die Revision am 16° Dezember 1959:

Das LQG„ habe der Frage der Lebensverkürzung keine Bedeutung bei;

messen dürfen; der Tod des G° sei die Folge seines alten Lei—

dens gewesen? das nur im Sinne einer einmaligen Verschlimmerung

anerkannt worden sei; der anerkannte Versehlimmerungsanteil sei

für den Tod nicht ursäcblich geweseno Die Feststellungen des ISGO

beruhten auf unzureichenden medizinischen Unterlagen; die ärzt—

lichen Gutachten‚ auf die das LSGO seine Feststellungen gestützt

habe? enthielten keine überzeugende Begründung "für den schwie—

rigen medizinischen Tatbestand"7 das LSG° habe sich veranlaßt

sehen müssen, ein weiteres fachärztliches Gutachten einzuholeno

Die Kläger beantragten, die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist nach 5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG statthaft„ Der Be=

klagte hat sie frist— und formgerecht eingelegt und begründet„

Die Revision ist sonach auch zulässig; sie ist jedoch nicht

begründet°

Die Kläger haben Anspruch auf Hinterbliebenenrente9 wenn G° an

den folgen einer Sethiäung im Sinne des 5 1 BVG gestorben ist

(@ 38 Abs„ 1 Satz 1 BVG)O Der Tod gilt als Folge einer Schädi—

gung? wenn G„ an-einem Leiden gestorben ist? für das ihm im

Zeit„unkt des Todes Rente zuerkunnt war (@ 38 Abs° 1 Satz 2
BVG)„ Die Pr?fung des Anspruchs der Hinterbliebenen beschränkt

sich sonach darauf9 ob das Leiden, das zum Tode geführt hat;

auch das Leiden ist‚ das für die Zuerkennung bestimmend gewesen

ist (BSG„ 7 S‚ 53 1327)„ G° hat wegen "Herzklappenfehler mit

Herzinsuffizienz im Sinne einer einmaligen Verschlimmerung" eine

Rente nach eine: MdB"° von 50 VDH° bezogen; er ist an seinem Herz—

fehler gestorben° Die Anerkennung eines Leidens im Sinne der Ver—

schlimmerung bedeutet? daß nicht das Grundleiden als solches mit

allen seinen folgen als Schädigungsfolge anerkannt wird? sondern

nur der gegenwärtige und künftige Anteil des leidens, der dem
Einfluß des Wehrdienstes auf das Leiden und seinen weiteren
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Verlauf zuzurechnen ist; bei jeder weiteren Verschlimmerung

des Leidens ist zu prüfen, ob und inwieweit diese auch noch

Schädigungsfolge ist oder ob andere, von Wehrdiensteinflüssen

unabhängige Umstände ursäohlieh dafür sind“ Ebenso wie in dem

Verfahren, in dem es um die Versorgung des Besehädigten selbst

geht9 die Anerkennung "im Sinne der Vershlimmerung" — mit

welcher MdE„ sie auch zunächst bewertet sein mag — nicht die

Früfung entbehrlich macht, ob eine später auftretende, wei—

tere Versehlimmerung noch Sehädigungsfolge ist, so ist auch

in dem Verfahren, in dem es um die Versorgung der Hinterblie—

benen geht, zu prüfen, ob der Tod des Beschädigten noch auf

die anerkannte Schädigungsfolge zurückgeht° GO ist "an" seinem

als Sehädigungsfolge anerkannten Leiden, d„h„ "an" der wehrdienst—

bedingten Versehlimmerung seines Heereiders gestorben, wenn

diese Versehlimmerung für seinen Tod ursächlich geworden ist,

d„h„ wenn Sie eine wesentlighg Bedingung £EE"3ämit Ursache im
Sinne der für das Gebiet der Kriegsopferversorgung geltenden

Kausalitätsnorm für den Tod gewesen ist (BSG° 1 8° 72 1757)0 Ob
sich im Einzelfall in dem weiteren Verlauf eines seiner Natur

nach fortschreitenden Leidens — zu diesem Leiden gehört auch

das Herzleiden des G„ — der wehrdienstbedingte und als Schädi—

gungsfolge anerkannte Verschlimmerungsanteil und die natürliche

Steigerung des Leidens trennen lassen und inwieweit beurteilt

werden kann, in welchem Ausmaß jeder dieser Faktoren den je—

weiligen Leidenszustand bestimmt und letztlich zu dem Tod bei—

trägt, ist bei der Feststellung der rechtserheblichen Tatsachen

zu klären° Im vorliegenden Falle hat das LSG. auf Grund der

medizinischen Erörterungen festgestellt, daß sich die wehr—

dienstbedingte Verschlimuerung les Leidens nicht nur vorüber—

gehend ausgewirkt habe, daß sie vielmehr bleibend und den wei-

teren Verlauf des Leidens bestimmend (richtunggebend) gewesen

sei und daß diese Verschlimmerung damit wahrscheinlich den Tod

des Ge um wenigstens ein Jahr früher herbeigeführt habe, als

er ohne diese Versehlimmerung, d° h. bei dem der Natur des Lei—

dene entsprechenden Fortschreiten eingetreten wäre°

An die tatsächlichen Feststellu■gen, die das lSG° auf Grund seiner

medizinischen Erörterungen getroffen hat, ist das Bundessozial—

_ 6 -
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gericht gebunden‚ da der Beklagte in Bezug auf diese Feststel—

lungen zutreffende und begründete Revisionsrügen nicht vor—

bringt (@ 165 SGG)° Der Beklagte rügt zwar, die Eeststellung=
des LSG„9 der Tod des Ge sei durch die wehrdienstbedingte Ver—
schlimmerung um wenigstens ein Jahr früher eingetreten9 beruhe

auf unzureichenden medizinischen Unterlagen‚ das LSG° habe in—

soweit & 103 SGG verletzt; diese Rüge trifft jedoch nicht zu„u

Das lSG„ hat seine Feststellungen zu Recht auf die Gutachten

der ärztlichen Sachverständigen Prof„ Dr„ HSC 11T1vom Institut

für gerichtliche und soziale Medizin der Universität Marburg

und Prof„ Dr° Schli;ilvon der Medizinischen und Nervenklinik

Gießen gestützte Es trifft wohl zu? daß die ärztliche Beurteim

lung der frage, inwieweit sich ein Verschlimmerungsanteil auf

den weiteren Verlauf eines Leidens ausgewirkt und letztlich zu
dem Tod beigetragen hat7 an den medizinischen Sachverständigen

besondere Anforderungen stellt und daß diese Frage kaum mit

"einiger Oicherheit" und "restlos überzeugend" beantwortet

werden kanr; Das LSG° hat jedoch annehmen dürfen? daß Prof„

Dr„ FC??? ::und Prof„ Dr„ Sch:ij:.die Beweisfrage so beurteilt

haben" wie es nach den Erfahrungen und Erkenntnisquellen

der medizinischen “issenschaft überhaupt möglich ista Das LSG„

hat sich deshalb bei der Bildung seiner Überzeugung von den

Gutachten dieser Ärzte leiten lassen dürfen, es hat diese Gut—

achten auch als ausreichende Beweisgrundlage ansehen dürfeno

Verfahrensmängel bei der Feststellung der Tatsachen nach @ 103

oder 5 128 SGGliegen somit nicht vera
\

Aus den Tatsachen? die das LSG° verfahrensrechtlich einwandfrei

festgestellt hat9 ergibt sich, daß die anerkannte Schädigunge—

folge, d„h° die wehrdienstbedingte Verschlimmerung, für den

(vorzeitigen) Tod des G„ ursächlich im Rechtssinne geworden

isto Diese Schädigungsfolge ist eine wesentliche Bedingung

und damit Ursache des Todes gewesen, weil der Tod ohne diese

Schädigungsfolge innerhalb einer absehbaren Zeitspanne wahr—

scheinlich night eingetreten wäre'(vgl„ hierzu BSG„ 2, 265 L?7_7

GG ist daher "an" seinem als Schädigungsfolge anerkannten Lei—

den9 d„h„ "an" der wehrdienstbedingten Verschlimmerung des Lei-

dene gestorben°

Die Voraussetzungen für den Anspruch der Hinterbliebenen nach

__7 l
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5 38 Abs° 1 BVG sind daher gegeben; daran ändert auch nichts‚

daß in dem Bescheid vom 24„ August 1952 das Leiden des G„ nur

im Sinne einer "einmalige■'Verschlimmerung als Schädigungsfol—

ge anerkannt und nach einer MdE° um 30 V„H° berentet worden

ist; es kommt nicht darauf an, wie die Auswirkungen des "Ver—

schlimmerungsanteil$" damals bewertet werden sind (vgl„ auch

BSG° 7 s 55 /_'52Ü)„

Die Rechtsanwendung des LSG„ ist hiernach nicht zu beanstan—

den; die Revision ist deshalb als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG°
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